Geſetzbllatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 39 Ausgegeben Danzig, den 26. Mai 1923 


——— ——— ʒ2vꝛrbF.ç.¶ 

Inhalt. Ge He ur Abänderung des r e en vom 29: 12. 1923 (S. 607). — See zur Aenderung 

des Poſtſcheckgeſetzes (S. 607). — Geſetz über die Erhebung von öffentlichen mie ECH auf gleitender Grundlage (S. 608). — 
Rennwettgeſetz (S. 608). — Poſtgebühren im; Verkehr mit dem Auslan (S. 611). 


184 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: ? 
Geſetz 
zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. 12. 1922 (Geſetzblatt Seite 587) 
in der Faſſung des Abänderungsgeſetzes vom 27. 2. 1923 (Geſetzblatt Seite 306). 
o Vom 18. 5. 1923. 
g Artikel I. 
Hinter $ 29 a wird folgende Vorſchrift eingeſchoben: 
„§ 29 b. 
Für Lohn- und Gehaltszahlungen, die für die Zeit nach dem 21. Mai 1923 gelten oder nach 
dem 21. Mai 1923 fällig werden, erhöhen ſich die geſetzlich vorzunehmenden Ermäßigungen auf das 
12 fache der in $ 29 feſtgeſetzten Sätze.“ A 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
: Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


185 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz > 
zur Anderung des Poſtſcheckgeſetzes. Vom 16. 5. 1923. 


8 1. 
Der 82 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 in der Faſſung des Geſetzes vom 30. April 1921 
(G.-Bl. S. 46) erhält folgenden Wortlaut: 
„Auf jedem Konto muß, ſolange es beſteht, eine Stammeinlage von 1000 Mark 
gehalten werden. 
Die Stammeinlage kann durch den Senat erhöht oder herabgeſetzt werden. 
Die Guthaben der Kontoinhaber werden nicht verzinſt.“ 


§ 2. 
Im 8 4 des Poſtſcheckgeſetzes werden die Worte „beliebigen Teilbeträgen“ in „Beträgen, die 
auf volle Mark lauten“ geändert. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 6. 1923). 
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8 8. 

Pfennigbeträge der Guthaben, die volle Mark überſteigen, ſind bis 31. März 1923 abzuheben 
oder durch Nachzahlung auf volle Mark aufzurunden; geſchieht dies nicht, ſo werden ſie zugunſten der 
Poſtkaſſe vereinnahmt. DÉI , e 

Dieſes Geſetz tritt am 1. März 1923 in Kraft. 

Danzig, den 16. Mai 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
186 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Erhebung von öffentlichen Abgaben auf gleitender Grundlage. Vom 22. 5. 1923. 
N É 


Gebühren, Beiträge, Stempel- und Verkehrsſteuern, indirekte Steuern im Sinne des § 13 des 
Kommunalabgabengeſetzes, ſowie Verbrauchsabgaben, ſoweit ſie bisher nicht in Prozenten vom Wert des 
abgabepflichtigen Objektes, ſondern nach feſten Sätzen zu berechnen find, können vom Staate, von Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden, wenn dies in den in Frage kommenden Geſetzen, Verordnungen uſw. 
ausdrücklich vorgeſehen iſt, in der Weiſe erhoben werden, daß die Höhe der Abgaben unter Anpaſſung 
an das nach 88 2, 3 feſtzuſtellende Verhältnis des jeweiligen Wertes der Reichsmark (Papiermark) zu. 
den Werten der Goldmark veränderlich geſtaltet wird. 

8 2. 

Bei der Feſtſtellung des Verhältniſſes des jeweiligen Wertes der Papiermark zum Werte der 
Goldmark ſind neben den amtlichen Deviſennotierungen und dem Goldankaufspreiſe der Reichsbank auch 
die innere Kaufkraft der Papiermark, gemeſſen an der Höhe der ſtatiſtiſchen Inderziffer für den Groß⸗ 
und Kleinhandel, ſowie die Lebenshaltungskoſten zu berückſichtigen. 

§ 3. i 

Das Verhältnis zwiſchen Papier- und Goldmark iſt vom Senat für jeden Monat neu feſtzuſtellen. 
In Zeiten, in denen das Wertverhältnis ſtarken Schwankungen unterworfen ift, kann die Feſtſtellung 
auch für einen kürzeren Zeitraum bis zu einer Woche getroffen werden. 

Sobald der Finanzrat gebildet iſt, iſt er vor der Neufeſtſetzung des Wertverhältniſſes anzuhören. 

Neufeſtſetzungen ſind mindeſtens 3 Tage vor ihrem Inkrafttreten öffentlich bekanntzumachen. 

8 4. 

Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 22. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


187 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Reunwettgeſetz. 
Vom 24. 5. 1923. 


a I. Allgemeine Vorſchriften. 
8 1. 
Der Betrieb eines Wettunternehmens für öffentlich veranſtaltete Pferderennen oder andere 
öffentliche Leiſtungsprüfungen für Pferde bedarf der Erlaubnis des Senats. 


Die Erlaubnis ſoll in der Regel nur ſolchen Vereinen zur Veranſtaltung von Pferderennen 
erteilt werden, welche nach näherer Vorſchrift der Ausführungsbeſtimmungen die Sicherheit bieten, daß 
ſie die ihnen aus dem Betriebe des Wettunternehmens zufließenden Einnahmen ausſchließlich zum Beſten 
der Landespferdezucht verwenden. 

Die Erlaubnis ſoll ſich auch auf die Ortlichkeit, an der die Wetten entgegengenommen oder 
vermittelt werden, erſtrecken; ſie kann von weiteren Bedingungen abhängig gemacht, jederzeit beſchränkt 
oder widerrufen werden. 

Soll der Betrieb des Wettunternehmens gemeinſchaftlich mit Dritten ausgeübt oder einem 
Dritten zur Ausübung überlaſſen werden, ſo bedarf es hierzu der Genehmigung des Senats. 


8 8. 

Der Wettunternehmer hat über die Wette eine Urkunde (Wettſchein) auszuſtellen oder die Wette 
in ein amtlich geliefertes Wettbuch einzutragen. In welchen Fällen die Eintragung in das Wettbuch 
genügt, ſowie welche Angaben der Wettſchein und die Eintragung im Wettbuch enthalten müſſen, 
beſtimmt der Senat. 

Iſt der Wettſchein ausgehändigt oder die Wette in das Wettbuch eingetragen, ſo iſt die Wette 
für den Wettunternehmer verbindlich. Ein von dem Wettenden gezahlter Einſatz kann nicht unter 
Berufung auf $ 762 BGB. zurückverlangt werden. Soweit der Einſatz nicht gezahlt iſt, kann er von 
dem Gewinn abgezogen werden. Im übrigen bleiben die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 


unberührt. 
II. Strafvorſchriften. 
8 4. 

I. Wer ohne die Erlaubnis nach 8 2 ein Wettunternehmen für öffentlich veranſtaltete Pferderennen 
oder andere öffentliche Leiſtungsprüfungen für Pferde betreibt oder ohne die Erlaubnis nach 8 2 
geſchäfts- oder gewerbsmäßig Wetten für öffentlich im In- und Auslande veranſtaltete Pferde- 
rennen oder Leiſtungsprüfungen für Pferde abſchließt oder vermittelt, wird mit Gefängnis bis zu 
2 Jahren beſtraft; daneben iſt auf Geldſtrafe von 100 000 —10 000 000 Mark zu erkennen; auch 
kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Bei beſonders milden Fällen kann 
ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt werden. 

II. Wer geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßig zum Abſchluß oder zur Vermittlung von Wetten der zu I 
bezeichneten Art auffordert oder ſich erbietet oder Angebote zum Abſchluß oder zur Vermittlung 
ſolcher Wetten entgegennippnt, wird mit Geldſtrafe von 5000010000 000 Mark und mit Gefängnis 
bis zu 6 Monaten oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Unter dieſe Beſtimmung fallen nicht 
Aufforderungen, Erbieten und Angebote der zugelaſſenen Wettunternehmer ſowie der Perſonen, 
deren ſich die Wettunternehmer mit Genehmigung des Senats zum Abſchluß oder zur Vermittlung 
von Wetten bedienen, ſoweit dieſe Perſonen bei der Abwicklung von Wettgeſchäften im Auftrage 
des Unternehmers handeln. 

III. Wer bei einem Wettunternehmen der zu I bezeichneten Art, das im Inlande nicht erlaubt iſt, oder 
bei einem geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßigen Wettvermittler des In- oder Auslandes, welcher nicht 
die Erlaubnis nach $ 2 hat, wettet oder einen Antrag zum Abſchluß einer Wette ſtellt oder wer 
zum Abſchluß oder zur Vermittlung einer ſolchen Wette einen Auſtrag erteilt, wird mit Geldſtrafe 
von 50001000000 Mark beſtraft. 

In den unter I und II genannten Fällen find die empfangenen Einſätze oder deren Wert, 
im Falle zu III die empfangenen Gewinne oder deren Wert in dem Urteil für verfallen zu erklären. 

IV. Wer, ohne die Erlaubnis nach $ 2 zu beſitzen oder außerhalb der in der Erlaubnisurkunde 
bezeichneten Ortlichkeiten öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften oder anderen Darſtellungen 
zum Abſchluß von Wetten anreizt oder wer in ſeinen Räumen den Abſchluß oder die Vermittlung 
von Wetten duldet, ohne daß die Räume zum Betriebe eines Wettunternehmens zugelaſſen ſind, 
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2 oder wer geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßig Vorausſagen über den Ausgang von Rennen verbreitet, 


wird mit Geldſtrafe von 5000 —1 000000 Mark, im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten beſtraft. : 

Nicht ſtrafbar find redaktionelle Veröffentlichungen in einer periodiſch erſcheinenden Druckſchrift, 
ſofern dieſe nicht ausſchließlich oder überwiegend der Verbreitung von Vorausſagen dient, und 
ferner ſolche Veröffentlichungen, die in der Erlaubnis nach 8 2 zugelaſſen find. 


III. Steuervorſchriften. 


E 

E 8 5. 

4 Das Wettunternehmen hat von den bei ihm einlaufenden Wetteinſätzen eine Abgabe zu 
S entrichten, und zwar: 

2 1. von am Totalifator gewetteten Beträgen 16?/, v. H. Dieſe Steuer iſt auch dann zu entrichten, 
E wenn ausſchließlich Mitglieder beſtimmter Vereine zum Wetten zugelaſſen werden. 

2 Die Steuerſchuld entſteht mit dem Schluſſe der Annahme von Wetteinſätzen. 

E 2. Von ſonſtigen Wetteinſätzen 

E: a) für Inlandswetten 10 v. H., 

Si . b) für Auslandswetten einen Prozentſatz, der den Betrag der in dem betreffenden Ausland 
E erhobenen ſtaatlichen Steuer oder, wenn eine ſolche nicht erhoben wird, den unter a) | 


genannten Steuerſatz nicht überfteigt und vom Senat jeweilig feſtzuſetzen ift. 
Als Inlandswetten gelten ſolche Wetten, die ſich auf im Inlande ſtattfindende Rennen 
beziehen. 
Die Steuerſchuld entſteht, wenn die Wette verbindlich geworden iſt (§ 8 Abſ. 2), ſpäteſtens 
jedoch mit der Entſcheidung des Rennens, auf das ſich die Wette bezieht. 
CA Ge 
Die Steuerſchuld entſteht ohne Rückſicht darauf, ob das Wettunternehmen erlaubt war. 


8 7. 

Steuerſchuldner iſt der Wettunternehmer, im Falle des § 2 Abſ. III derjenige, welcher das 
Wettunternehmen ausübt. Die Steuer iſt innerhalb einer Woche nach Ablauf jedes halben Kalender⸗ 
monats zu entrichten, ſofern ſie nicht durch Verwendung und Entwertung von Stempelzeichen erhoben wird. 

Der Senat beſtimmt, wie die Steuer entrichtet wird, insbeſondere ob und in welcher Weiſe 
Stempelzeichen zu verwenden ſind. e 8. 


Die Hinterziehung der Rennwettſteuer wird mit einer Geldſtrafe in Höhe des fünfzigfachen 

Betrags der hinterzogenen Steuer, mindeſtens aber mit einer Geldſtrafe von 10000 Mark beſtraft. 
E Sen 

Mindeſtens ein Drittel des Ertrages der Abgabe iſt für Zwecke der Pferdezucht zu verwenden. 

8 § 10. | 

Die Rennwettunternehmen unterliegen der Steueraufſicht. SS 160 ff. des Steuergrundgeſetzes 

finden entſprechende Anwendung, jedoch wird der Senat ermächtigt, darüber hinaus noch beſondere | 

Steuerauſſichtsmaßnahmen zu verordnen. em 

Alle in dieſem Geſetz mit Strafe bedrohten Handlungen oder Unterlaſſungen gelten als Steuer⸗ 

zuwiderhandlungen im Sinne des $ 313 Steuergrundgeſetzes. Auf fie finden die 88 342 ff. Steuergrund⸗ 

geſetzes betr. das Verwaltungsſtrafverfahren Anwendung. 

5 910 = 

Als Rechtsmittelverfahren in Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der in dieſem 

Geſetze feſtgeſtellten Abgabe, insbeſondere auch bei Rückforderungen bezahlter Abgaben findet das An⸗ 

fechtungsverfahren Anwendung ($$ 184, 186, 234 bis 236 des Steuergrundgeſetzes). 


E 
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IV. Schluß vorſchriften. 
§ 13. 
Das Geſetz betr. die Wetten bei öffentlich veranftalteten Pferderennen vom 4. Juli 1905 ſowie 
SS 34—42 des Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1913, ſoweit fie ſich auf Pferderennen oder andere 
öffentliche Leiſtungsprüfungen für Pferde beziehen, treten außer Kraft. 
Im Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149 ff.) find in § 2 Ziffer 5 
hinter den Worten „in Tarifnummer 5 des Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 (Reichsgeſetzbl. S. 639)“ 
hinzuzufügen die Worte: „und im Rennwettgeſetz vom 24. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608)“. 
8 14. 
Die Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Geſetzes erläßt der Senat. 
Danzig, den 24. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


188 Die Poſtgebühren im Verlehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, dem Memelgebiet und 
Polen) werden vom 1. Juni 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 
Briefe bis 20 g 


JJ ͤ ͤ ⁵⁵ . ̃ ⁵ f ĩͤ E E 500 M 
22 ͤ «mmm 250 M 
— ———:. // ĩͤ-vß. TE 300 M 
JJ; ee A 100 M 
J ẽ ͤ Ze u... un 50 M 
ech; PPT 100 M 
EEE a Se ee Ee er 500 M 
EE EE Sale e 100 M 
ee ee 200 M 
Die Gebühr für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Brieſſendungen beträgt das 
Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens abeuſuſ k ſ r 300 M 
die Eilbeſtellgebühr für Brieſſendungee n 1000 M 
die Beſörderungsgebühr für Wertkäſtchen für je B0oorcnrn . 200 M 
. ee E SE EE 1000 M 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erhebeeeeeeen. 100 M 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöfte Briefnachna nu 150 M 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapieeer 300 M 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapie r. 200 M 


Danzig, den 23. Mai 1923. 


Poſt und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. W. 5 


Nordmann. 


— ͤ — ̃ ]‚ ——— — — 
Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Drudfvon A. Schroth in Danzig. 
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